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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

05.04.2018 

Geschäftszahl 

Ra 2018/19/0101 

Rechtssatz 

Die gesetzlich vorgesehene Unterstützung durch den Rechtsberater (§ 52 BFA-VG 2014) führt nicht dazu, dass 
es Aufgabe des BVwG wäre, auf ein bestimmtes, dem Anliegen des Asylwerbers dienendes Verhalten des 
Rechtsberaters hinzuwirken. So hat der VwGH aus Anlass einer behaupteten "habituellen Untüchtigkeit" des 
Rechtsberaters darauf verwiesen, dass dem Bundeskanzler gemäß § 48 Abs. 9 iVm Abs. 4 BFA-VG 2014 die 
Kompetenz zukommt, die Betrauung einzelner juristischer Personen mit sofortiger Wirkung aufzuheben und die 
damit erteilten Befugnisse zu widerrufen, wenn die juristische Person eine Voraussetzung gemäß § 48 Abs. 7 
BFA-VG 2014 nicht mehr erfüllt oder ein von ihr mit der Durchführung der Rechtsberatung oder beratenden 
Unterstützung Beauftragter wiederholte und beharrliche Pflichtverletzungen begeht. Dies ist somit nicht Aufgabe 
des BVwG (vgl. VwGH 20.6.2017, Ra 2017/01/0060). Das BVwG war im Lichte dieser Rechtsprechung daher 
auch nicht angehalten, auf eine Äußerung des Revisionswerbers bzw. seines Rechtsberaters zu den übermittelten 
Ergebnissen der Beweisaufnahme hinzuwirken. 
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